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BGH-Leitsatz-Entscheidungen 

  

 
1. HGB: Einigung über Verpflichtung des Frachtführers zur Verladung 

Urteil vom 18.06.2026, Az: I ZR 125/25  

2. ZVG: Offenkundige Vertretungsmacht eines Bieters 
Beschluss vom 17.06.2026, Az: V ZB 59/25  

3. WEG: Absenkungsbeschluss als Gegenstand einer Beschlussmängelklage 
Urteil vom 17.07.2026, Az: V ZR 190/25  

4. GG, BGB: Geldentschädigung bei hartnäckiger Rechtsverletzung 
Urteil vom 21.07.2026, Az: VI ZR 267/25  

5. ZPO: Ehegatteneinkünfte bei Ermittlung des pfandfreien Betrages  
Beschluss vom 13.07.2026, Az: VII ZB 24/24  

6. BGB, GKG: Gegenstandswert eines Anspruchs auf Abgabe einer Vermieterer-
klärung zur Miete 
Urteil vom 01.07.2026, Az: VIII ZR 211/23  

7. BGB: Bestimmung der geschuldeten Vormiete 
Urteil vom 01.07.2026, Az: VIII ZR 125/23  

8. BGB: Verjährung des Rückgewähranspruchs des Schenkers 
Urteil vom 14.07.2026, Az: X ZR 71/25  

9. BGB: Entgeltinformationen eines Zahlungsdienstleisters als AGB 
Urteil vom 07.07.2026, Az: XI ZR 129/24  

10. BGB: Leistungsverweigerungsrecht bei verbundenem Verbrauchsdarlehens-
vertrag 
Urteil vom 07.07.2026, Az: XI ZR 45/25  

11. BGB: Zwangsbehandlung eines minderjährigen untergebrachten Kindes 
Beschluss vom 27.05.2026, Az: XII ZB 609/25  

12. AufenthG: Abgesenkter Gefahrenmaßstab für elektronische Aufenthaltsüber-
wachung 
Beschluss vom 14.07.2026, Az: XIII ZB 8/26  

 

Urteile und Beschlüsse:

 
1. HGB: Einigung über Verpflichtung des Frachtführers zur Verladung 

Urteil vom 18.06.2026, Az: I ZR 125/25 
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a) Kommen die Parteien eines Transportvertrags bei Vertragsschluss überein, dass der 
Frachtführer für die Verladung des Transportguts ein Fahrzeug mit einem besonderen 
Lademittel (hier: eine auf ein bestimmtes Gewicht ausgelegte Hebebühne) zu stellen 
hat, lässt dies im Regelfall den Schluss zu, dass die Parteien sich in Abweichung von § 
412 Abs. 1 Satz 1 HGB auf eine Verpflichtung des Frachtführers zur Verladung des 
Transportguts geeinigt haben (Fortführung von BGH, Urteil vom 6. Dezember 2007 - I 
ZR 174/04 ,TranspR 2008, 205[juris Rn. 16]). 
 
b) Ein Parteivorbringen darf nicht deshalb als unschlüssig angesehen und die Berück-
sichtigung eines Beweisangebots darf nicht deshalb unterbleiben, weil das betreffende 
Vorbringen der beweis- und darlegungsbelasteten Partei in sich widersprüchlich ist (st. 
Rspr.; vgl. u.a. BGH, Beschluss vom 26. März 2026 - I ZB 71/25 , juris Rn. 23 mwN). 
 

  

2. ZVG: Offenkundige Vertretungsmacht eines Bieters 
Beschluss vom 17.06.2026, Az: V ZB 59/25 
a) Verschafft sich der den Versteigerungstermin leitende Rechtspfleger durch eine 
überobligatorische Einsichtnahme in das elektronisch geführte Handelsregister posi-
tive Kenntnis von der Vertretungsmacht eines Bieters, ist diese offenkundig i.S.v. § 71 
Abs. 2 ZVG (Abgrenzung zu Senat, Beschluss vom 11. Juni 2026 - V ZB 81/25, juris). 
 
b) Wird der Bieter zu einer umfassenden Vertretung und zur Abgabe aller Erklärungen 
in dem Zwangsversteigerungsverfahren bevollmächtigt, berechtigt die Bietvollmacht 
im Regelfall dazu, Gebote nicht nur für den Vollmachtgeber persönlich (hier: Ge-
schäftsführer einer GmbH), sondern auch für von diesem vertretene Dritte (hier: 
GmbH) abzugeben. 
 

  

3. WEG: Absenkungsbeschluss als Gegenstand einer Beschlussmängelklage 
Urteil vom 17.07.2026, Az: V ZR 190/25 
a) Ein Absenkungsbeschluss nach § 23 Abs. 3 Satz 2 WEG kann Gegenstand einer Be-
schlussmängelklage sein. 
 
b) Die gerichtliche Ungültigerklärung eines Absenkungsbeschlusses führt ebenso wie 
seine Nichtigkeit nur zur Anfechtbarkeit eines anschließend im Umlaufverfahren mit 
einfacher Mehrheit gefassten Beschlusses. 
 
c) Die Beschlussmängelklage gegen einen Absenkungsbeschluss wird mangels 
Rechtsschutzinteresses unzulässig, wenn der Umlaufbeschluss über den in dem Absen-
kungsbeschluss bezeichneten Gegenstand bestandskräftig geworden ist. 
 

  

4. GG, BGB: Geldentschädigung bei hartnäckiger Rechtsverletzung 
Urteil vom 21.07.2026, Az: VI ZR 267/25 
a) Nach der ständigen Rechtsprechung des Senats begründet die schuldhafte Verlet-
zung des allgemeinen Persönlichkeitsrechts einen Anspruch auf eine Geldentschädi-
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gung, wenn es sich um einen schwerwiegenden Eingriff handelt und die Beeinträchti-
gung nicht in anderer Weise befriedigend aufgefangen werden kann. Ob eine so 
schwerwiegende Verletzung des Persönlichkeitsrechts vorliegt, dass die Zahlung einer 
Geldentschädigung erforderlich ist, kann nur aufgrund der gesamten Umstände des 
Einzelfalls beurteilt werden. Hierbei sind insbesondere die Bedeutung und Tragweite 
des Eingriffs, ferner Anlass und Beweggrund des Handelnden sowie der Grad seines 
Verschuldens zu berücksichtigen. Die Zubilligung einer Geldentschädigung unter den 
genannten Voraussetzungen findet ihre sachliche Berechtigung in dem Gedanken, dass 
das Persönlichkeitsrecht gegenüber schwerwiegenden Beeinträchtigungen anderenfalls 
ohne ausreichenden Schutz bliebe mit der Folge, dass der Rechtsschutz der Persönlich-
keit verkümmern würde (Festhalten an BGHZ 240, 45 Rn. 70 ). 
 
b) Eine wiederholte und hartnäckige Verletzung des Rechts am eigenen Bild, die um 
des wirtschaftlichen Vorteils willen erfolgt, kann sich als schwere, einen Anspruch auf 
Geldentschädigung erfordernde Verletzung des allgemeinen Persönlichkeitsrechts des 
Betroffenen darstellen, auch wenn die Verletzung durch die einzelne Bildveröffentli-
chung - jeweils für sich betrachtet - nicht als schwerwiegend einzustufen ist. 
 
c) Eine wiederholte und hartnäckige Rechtsverletzung ist dadurch gekennzeichnet, 
dass der Verletzer, nachdem ihm die Rechtswidrigkeit seines Verhaltens durch ein ihm 
gerichtlich auferlegtes Unterlassungsgebot (etwa eine Unterlassungsverfügung) deut-
lich gemacht worden ist bzw. er sich (auf eine Abmahnung des Verletzten) vertraglich 
zur Unterlassung verpflichtet hat, uneinsichtig an seinem Verhalten festhält und das 
Recht des Betroffenen beharrlich ausdauernd erneut in gleichartiger Weise verletzt. 
Die Annahme von Hartnäckigkeit setzt dabei voraus, dass der Verletzer aus einer zeit-
lich vorausgegangenen Verletzungshandlung und Verurteilung bzw. abgegebenen Ver-
pflichtungserklärung Kenntnis von der Rechtswidrigkeit der erneuten Veröffentli-
chung hat. Der Kenntnis steht es gleich, wenn sich die Rechtswidrigkeit der erneuten 
Veröffentlichung für den Verletzer aus dem gerichtlich auferlegten bzw. vertraglich 
eingegangenen Unterlassungsgebot offensichtlich ergibt. 
 
d) Die für eine wiederholte und hartnäckige Rechtsverletzung erforderliche Gleichar-
tigkeit der Verletzung setzt die Ähnlichkeit der für die Beurteilung der Rechtswidrig-
keit - insbesondere der Güterabwägung - maßgeblichen Umstände voraus. Für diese 
kann die Ähnlichkeit der Bild-Text-Konstellationen bei einer großen thematischen, in-
haltlichen und gestalterischen Nähe der vorausgegangenen beanstandeten und der 
nachfolgenden Berichterstattung ein Hinweis sein. Von einer Gleichartigkeit kann nur 
dann ausgegangen werden, wenn von der erkannten Rechtswidrigkeit einer Veröffent-
lichung auf die einer weiteren zu schließen ist. 
 
e) Ob eine oder mehrere gleichartige Wiederholungen erfolgt sein müssen, um eine 
wiederholte und hartnäckige Rechtsverletzung in diesem Sinne zu begründen, kann 
nicht abstrakt, sondern nur unter Berücksichtigung aller Umstände des Einzelfalls, ins-
besondere der Schwere der jeweiligen Rechtsverletzungen, entschieden werden. 
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5. ZPO: Ehegatteneinkünfte bei Ermittlung des pfandfreien Betrages  
Beschluss vom 13.07.2026, Az: VII ZB 24/24 
§ 850d Abs. 1 Satz 2 ZPO ist dahin auszulegen, dass bei der Ermittlung des dem 
Schuldner pfandfrei zu belassenden Betrags die Einkünfte des nicht getrennt lebenden 
Ehegatten in die Prüfung, ob der notwendige Unterhaltsbedarf des Schuldners hier-
durch ganz oder teilweise tatsächlich gedeckt ist, nicht mit einzubeziehen sind (Auf-
gabe von BGH, Beschluss vom 25. Oktober 2012 - VII ZB 12/10, BGHZ 195, 224). 
 

  

6. BGB, GKG: Gegenstandswert eines Anspruchs auf Abgabe einer Vermieterer-
klärung zur Miete 
Urteil vom 01.07.2026, Az: VIII ZR 211/23 
a) Das Rechtsschutzbedürfnis für eine Klage, mit der - gestützt auf die Vorschrift des § 
556g Abs. 3 BGB - die Erteilung von Auskunft über die für das Vorliegen eines Aus-
nahmetatbestands nach §§ 556e , 556f BGB maßgeblichen Tatsachen begehrt wird, 
kann nicht mit der Begründung verneint werden, der Vermieter sei - wegen eines Ver-
stoßes gegen seine vorvertragliche Auskunftspflicht ( § 556g Abs. 1a Satz 1 BGB ) - 
nach Maßgabe des § 556g Abs. 1a Satz 2 bis 4 BGB daran gehindert, sich für die Zu-
lässigkeit der vereinbarten Miethöhe auf einen solchen Ausnahmetatbestand zu beru-
fen (Bestätigung von Senatsurteil vom 18. Mai 2022 - VIII ZR 9/22 , WuM 2022, 468 
Rn. 49; vgl. auch Senatsurteil vom 23. März 2022 - VIII ZR 133/20 , NJW-RR 2022, 
660 Rn. 15 ff.). 
 
b) Der Gegenstandswert eines - auf die Vorschriften der §§ 556d ff. BGB gestützten - 
An- spruchs auf Abgabe einer Erklärung des Vermieters, dass die Miete künftig herab-
gesetzt wird, ist nicht gemäß § 41 Abs. 5 GKG in der vom 1. Januar 2021 bis 31. Mai 
2025 geltenden Fassung analog mit dem einfachen Jahresbetrag, sondern gemäß § 48 
Abs. 1 Satz 1 GKG , §§ 3 , 9 ZPO mit dem dreieinhalbfachen Jahresbetrag, um den die 
vereinbarte Miete die höchstzulässige Miete überschreitet, zu bemessen (im Anschluss 
an Senatsurteil vom 18. Mai 2022 - VIII ZR 382/21 , juris Rn. 54; vgl. auch Senatsur-
teile vom 29. November 2023 - VIII ZR 75/23 , WuM 2024, 144 Rn. 6, 45; vom 27. 
November 2024 - VIII ZR 278/23 , NJW-RR 2025, 269 Rn. 16, 18, 22). 
 

  

7. BGB: Bestimmung der geschuldeten Vormiete 
Urteil vom 01.07.2026, Az: VIII ZR 125/23 
Beruft sich der Vermieter für die Zulässigkeit der im Vormietverhältnis vereinbarten 
Miethöhe ( § 556e Abs. 1 BGB ) auf einen Ausnahmetatbestand nach §§ 556e , 556f 
BGB , kommt es für die Bestimmung der im Sinne von § 556e Abs. 1 BGB geschulde-
ten Vormiete auch dann allein darauf an, ob der betreffende Ausnahmetatbestand der 
Sache nach vorliegt und die Höhe der vereinbarten Vormiete danach zulässig ist (vgl. 
Senatsurteil vom 19. Juli 2023 - VIII ZR 229/22 , NJW-RR 2023, 1246 Rn. 20), wenn 
der Vermieter sich wegen eines Verstoßes gegen seine vorvertragliche Auskunfts-
pflicht ( § 556g Abs. 1a Satz 1 BGB ) gegenüber dem Vormieter nach Maßgabe des § 
556g Abs. 1a Satz 2 bis 4 BGB bis zur Beendigung des Vormietverhältnisses nicht auf 
diesen Ausnahmetatbestand hätte berufen dürfen. 
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8. BGB: Verjährung des Rückgewähranspruchs des Schenkers 
Urteil vom 14.07.2026, Az: X ZR 71/25 
a) Ein Anspruch auf Herausgabe einer Schenkung aus § 528 Abs. 1 Satz 1 BGB unter-
liegt der regelmäßigen Verjährung nach § 195 BGB , wenn weder § 196 BGB noch 
eine andere Spezialvorschrift greift. 
 
b) Ein Rückgewähranspruch aus § 528 Abs. 1 Satz 1 BGB entsteht mit dem Eintritt 
der Notlage und der daraus resultierenden Bedürftigkeit des Schenkers (Fortführung 
von BGH, Urteil vom 28. Oktober 1997 - X ZR 157/96 , NJW 1998, 537, 538). 
 
c) Für die Beurteilung der Frage, ob die nach § 199 Abs. 1 Nr. 2 BGB erforderliche 
Kenntnis oder grob fahrlässige Unkenntnis vorliegt, ist auch in den Fällen einer An-
spruchsüberleitung nach § 93 SGB XII für den Zeitraum vor der Überleitung grund-
sätzlich der Kenntnisstand des Schenkers maßgeblich. 
 

  

9. BGB: Entgeltinformationen eines Zahlungsdienstleisters als AGB 
Urteil vom 07.07.2026, Az: XI ZR 129/24 
a) Bei den in der vorvertraglichen Entgeltinformation nach § 5 ZKG eines Zahlungs-
dienstleisters enthaltenen Angaben 
 
"Gutschrift einer Überweisung [...] 0,50 EUR" 
 
und 
 
"Lastschrift [...] 0,50 EUR" 
 
handelt es sich um Allgemeine Geschäftsbedingungen im Sinne des § 305 Abs. 1 BGB 
. 
 
b) Die unter a) genannten Entgeltklauseln sind dahin auszulegen, dass der Zahlungs-
dienstleister ein Entgelt nach diesen Klauseln nur berechnen darf, wenn die Buchun-
gen im Auftrag oder im Interesse des Kunden durchgeführt werden. Das ist bei Storno- 
und Berichtigungsbuchungen des Zahlungsdienstleisters nicht der Fall. 
 

  

10. BGB: Leistungsverweigerungsrecht bei verbundenem Verbrauchsdarlehensver-
trag 
Urteil vom 07.07.2026, Az: XI ZR 45/25 
Bei einem mit einem im stationären Handel geschlossenen Fahrzeugkaufvertrag ver-
bundenen und vom Darlehensnehmer widerrufenen Allgemein-Verbraucherdarlehens-
vertrag steht dem Darlehensgeber ein Leistungsverweigerungsrecht nach § 357 Abs. 4 
Satz 1 BGB zu. Eine richtlinienkonforme Auslegung der in § 358 Abs. 4 Satz 1 BGB 
in der bis zum 18. Mai 2026 geltenden Fassung angeordneten Verweisung auf § 357 
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Abs. 4 Satz 1 BGB scheidet angesichts des eindeutigen Gesetzeswortlauts, der Gesetz-
gebungsgeschichte und der Systematik der aufeinander bezogenen Normen bei einem 
Allgemein-Verbraucherdarlehensvertrag im Anwendungsbereich der Richtlinie 
2008/48/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. April 2008 über 
Verbraucherkreditverträge und zur Aufhebung der Richtlinie 87/102/EWG des Rates 
(ABl. 2008, L 133, S. 66, berichtigt in ABl. 2009, L 207, S. 14, ABl. 2010, L 199, S. 
40 und ABl. 2011, L 234, S. 46) aus (Bestätigung Senatsurteil vom 27. Februar 2024 - 
XI ZR 258/22 , BGHZ 239, 337 Rn. 51 ). 
 

  

11. BGB: Zwangsbehandlung eines minderjährigen untergebrachten Kindes 
Beschluss vom 27.05.2026, Az: XII ZB 609/25 
a) Die Entscheidung der Eltern, ihr in einer Einrichtung untergebrachtes minderjähri-
ges Kind zu medizinischen oder therapeutischen Zwecken zwangsbehandeln zu las-
sen, unterliegt nicht dem gesonderten Vorbehalt einer Genehmigung durch das Famili-
engericht gemäß § 1631 b Abs. 2 BGB, wenn und soweit die ärztlichen Zwangsmaß-
nahmen nicht den Zweck haben, das Kind in seiner Bewegungsfreiheit einzuschrän-
ken. 
 
b) Eine gleichwohl auf der Grundlage von § 1631 b Abs. 2 BGB ausgesprochene iso-
lierte familiengerichtliche "Genehmigung" der Zwangsbehandlung eines minderjähri-
gen Kindes ist nicht mit der zulassungsfreien Rechtsbeschwerde nach § 70 Abs. 3 Satz 
1 Nr. 2 und Satz 2 FamFG anfechtbar, weil dieser Entscheidung kein Kindschaftsver-
fahren nach § 151 Nr. 6 FamFG zugrunde liegt. 
 

  

12. AufenthG: Abgesenkter Gefahrenmaßstab für elektronische Aufenthaltsüberwa-
chung 
Beschluss vom 14.07.2026, Az: XIII ZB 8/26 
Eine erhebliche Gefahr für die innere Sicherheit oder Leib und Leben Dritter liegt vor, 
wenn aufgrund konkreter tatsächlicher Anhaltspunkte ein beachtliches Risiko dafür 
besteht, dass sich in der Person des Ausländers innerhalb eines vorhersehbaren Zeit-
raums jederzeit eine terroristische Gefahr aktualisieren kann. 
 

 
  

 

 


